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 –  – 26 C Die EU im Alltag Was tut die EU und wie beeinflusst sie unserer Leben? 

C3  Zuständigkeiten der EU - Lösungsvorschlag  

Beispiel 1 (Verbot von Einweggeschirr aus Plastik) 
- Politikfeld: Umweltpolitik 
- Zuständigkeit EU (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: Verschmutzung der Meere als grenzüberschreitendes Problem 
- sinnvoll nein: Verlust von Arbeitsplätzen in der Kunststoffindustrie 
www.verbraucherzentrale.de/wissen/lebensmittel/lebensmittelproduktion/gesetzliche-regeln-wie-deutschland-einwegplastik-verbannen-will-7022 

Beispiel 2 (Qualität von Trinkwasser und von Badegewässern) 
- Politikfeld: Umweltpolitik und Tourismus 
- Zuständigkeit: EU (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: Ursachen oftmals grenzüberschreitend; einheitliche Standards im EU-Binnenmarkt 
- sinnvoll nein: Belastung für die einheimische Wirtschaft (Landwirtschaft); regionale Gründe 
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2417 
www.eea.europa.eu/de/publications/qualitaet-der-europaeischen-badegewaesser-2019 

Beispiel 3 (Förderung der Raumfahrt) 
- Politikfeld: Wissenschafts- und Forschungspolitik 
- Zuständigkeit: national (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: Bündelung der finanziellen und Wissensressourcen 
- sinnvoll nein: besondere nationale Bedeutung 
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Technologie/raumfahrtstrategie-bundesregierung.html 

Beispiel 4 (Regulierung von Roaminggebühren bei Auslandsreisen) 
- Politikfeld: Binnenmarkt; Verbraucherschutzpolitik 
- Zuständigkeit: EU (ausschließliche Zuständigkeit der EU) 
- sinnvoll ja: einheitliche Regeln für den Binnenmarkt; Vorteile für Verbraucher/-innen 
- sinnvoll nein: Einfluss auf nationale Telekommunikationsindustrie 
https://europa.eu/youreurope/citizens/consumers/internet-telecoms/mobile-roaming-costs/index_de.htm 

Beispiel 5 (Verteidigung der Grenzen im Kriegsfall) 
- Politikfeld: Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
- Zuständigkeit: national (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: Bündelung der Kräfte und Ressourcen; Solidarität zwischen den EU-Staaten beim Bündisfall 
- sinnvoll nein: Schutz nationaler Grenzen als Aufgabe der Nationalstaaten 
www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/security/20160119STO10518/eu-bundnisfall-rechtliche-grundlagen-und-praktische-auswirkungen 

Beispiel 6 ( Kennzeichnung von Öko-Produkten durch ein Siegel) 
- Politikfeld: Verbraucherschutz 
- Zuständigkeit: EU (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: einheitliche Regeln im gemeinsamen Binnenmarkt; Vorteile für Verbraucher/-innen 
- sinnvoll nein: keine eigenen höheren Öko-Standards in einzelnen Staaten möglich 
https://utopia.de/siegel/eu-bio-siegel/ 

Beispiel 7 (Regelung des Krankenversicherungsschutzes bei Aufenthalt im europäischen Ausland) 
- Politikfeld: Gesundheits- und Sozialpolitik 
- Zuständigkeit: EU (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: Vereinfachung von Auslandsaufenthalten (z. B. Urlaub) durch europäische Krankenversicherungskarte 
in allen EU-Mitgliedstaaten sowie Island, Liechtenstein, Norwegen und der Schweiz 
- sinnvoll nein: möglicherweise zusätzliche Kosten für Krankenversicherungen oder das öffentliche Gesundheits-
wesen in den einzelnen Ländern 
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=559&langId=de 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=559&langId=de
https://utopia.de/siegel/eu-bio-siegel
www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/security/20160119STO10518/eu-bundnisfall-rechtliche-grundlagen-und-praktische-auswirkungen
https://europa.eu/youreurope/citizens/consumers/internet-telecoms/mobile-roaming-costs/index_de.htm
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Technologie/raumfahrtstrategie-bundesregierung.html
www.eea.europa.eu/de/publications/qualitaet-der-europaeischen-badegewaesser-2019
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_2417
www.verbraucherzentrale.de/wissen/lebensmittel/lebensmittelproduktion/gesetzliche-regeln-wie-deutschland-einwegplastik-verbannen-will-7022
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 –  – 26 C Die EU im Alltag Was tut die EU und wie beeinflusst sie unserer Leben? 

C3  Zuständigkeiten der EU - Lösungsvorschlag  

Beispiel 8 (Erlass von Bildungsplänen für die Schulen) 
- Politikfeld: Bildungspolitik 
- Zuständigkeit national (unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung) 
- sinnvoll ja: national unterschiedliche Bildungssysteme und Traditionen 
- sinnvoll nein:  Freizügigkeit innerhalb der EU und gegenseitige Anerkennung von Bildungsabschlüssen erschwert 

Beispiel 9 (Kennzeichnung der Inhaltsstoffe von Lebensmitteln) 
- Politikfeld: Verbraucherschutz 
- Zuständigkeit: EU (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: einheitliche Standards für Kennzeichnung im EU-Binnenmarkt; bessere 
- sinnvoll nein: Belastung für die einheimische Wirtschaft (Landwirtschaft); regionale Gründe 
www.bmel.de/DE/themen/ernaehrung/lebensmittel-kennzeichnung/pflichtangaben/lebensmittelkennzeichnung-wichtigsten-vorgaben-lmiv.html 

Beispiel 10 (Schutz der Bevölkerung bei Naturkatastrophen) 
- Politikfeld: Zivilschutz 
- Zuständigkeit: national (unter Auschluss jeglicher Harmonisierung) 
- sinnvoll ja: Bündelung der Kräfte und Ressourcen; Solidarität und Hilfe zwischen den EU-Staaten 
- sinnvoll nein: nationale Strukturen für den Katastrophenfall, z. B. in Deutschland das Technische Hilfswerk (THW) 
www.aerzteblatt.de/nachrichten/101076/Europaeische-Union-baut-Hilfe-bei-Naturkatastrophen-aus 

Beispiel 11 (Verlängerung der Garantie für Verbrauchsgüter) 
- Politikfeld: Verbraucherschutz 
- Zuständigkeit: EU (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: einheitliche Regeln für den Binnenmarkt; mehre und bessere Rechte für Verbraucher/-innen 
- sinnvoll nein: zusätzliche Kosten für nationale Unternehmen 
https://europa.eu/youreurope/business/dealing-with-customers/consumer-contracts-guarantees/consumer-guarantees/index_de.htm 

Beispiel 12 (Kennzeichnung verganer Lebensmittel) 
- Politikfeld: Verbraucherschutz 
- Zuständigkeit: EU (geteilte Zuständigkeit) 
- sinnvoll ja: einheitliche Standards für solche Lebensmittel in der EU; bessere Information für Verbraucher/-innen 
- sinnvoll nein: eigene nationale Kennzeichnung nur schwer möglich 
www.bmel.de/DE/themen/ernaehrung/lebensmittel-kennzeichnung/freiwillige-angaben-und-label/vegane-vegetarische-lebensmittel.html 

www.bmel.de/DE/themen/ernaehrung/lebensmittel-kennzeichnung/freiwillige-angaben-und-label/vegane-vegetarische-lebensmittel.html
https://europa.eu/youreurope/business/dealing-with-customers/consumer-contracts-guarantees/consumer-guarantees/index_de.htm
www.aerzteblatt.de/nachrichten/101076/Europaeische-Union-baut-Hilfe-bei-Naturkatastrophen-aus
www.bmel.de/DE/themen/ernaehrung/lebensmittel-kennzeichnung/pflichtangaben/lebensmittelkennzeichnung-wichtigsten-vorgaben-lmiv.html
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– –22 F Regeln für Europas Bürgerinnen und Bürger Wie entstehen in der EU Gesetze? 

F5.1 Rollenkarten – Europäisches Parlament 

Ihr repräsentiert die Fraktion der Europäischen Volks-
partei (EVP) (Christdemokraten) im Parlament. Zu 
dieser Gruppe gehören aus Deutschland die CDU und die 
CSU. Der Fraktionsvorsitzende heißt Manfred Weber und 
kommt  aus  Deutschland. 
Euer Ziel ist es, für eine EU einzutreten, die im Rahmen 
des Binnenmarktes Chancen und Wohlstand für alle EU-
Bürger/-innen schafft. Ein freier Markt mit möglichst 
viel Wettbewerb ist dafür unabdingbar. Als konservative 

Partei ist es der EVP ein wichtiges Anliegen, ökonomi-
schen Fortschritt und Umweltschutz in Einklang zu brin-
gen. Grundsätzlich lehnt ihr Verbote auf europäischer 
Ebene ab, da dies die Wirtschaft im internationalen Wett-
bewerb schwächen würde. Allerdings haltet ihr manche 
Einwegplastikartikel für unnötig, vor allem, wenn nach-
haltige Alternativen möglich sind. Ansonsten genügen 
der EVP Kennzeichnungsvorschriften, zumal die Men-
schen Verbote nicht so gerne haben. 

Ihr beantragt die Streichung von Artikel 4 und stattdessen die Aufnahme folgender Vorschrift 
(neuer Artikel 4 und Anhang B): 

Artikel 4: Kennzeichnungsvorschriften 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass jeder 
in Teil B des Anhangs aufgeführte und in Verkehr 
gebrachte Einwegkunststoffartikel auf seiner Ver-
packung oder auf dem Produkt selbst eine deut-

Anhang Teil B 
EINWEGKUNSTSTOFFARTIKEL IM SINNE DES ARTIKELS 4: 

lich sichtbare, gut lesbare Kennzeichnung mit 
einer Verbraucherinformation enthält. Diese weist 
darauf hin, dass der Artikel Kunststoff enthält, der 
negative Auswirkungen auf die Umwelt hat. 

1. Hygieneeinlagen (Binden) 
2. Feuchttücher, d. h. getränkte Vlieslappen für Körperhygiene, Haushaltspflege und industrielle Zwecke 
3. Getränkebecher 
4. Luftballons 

Hintergrundinformationen: 

KUNSTSTOFFINDUSTRIE KRITISIERT „PLASTIKFASTEN“ 

Plastics Europe Deutschland und der Gesamtverband 
Kunststoffverarbeitende Industrie (GKV) halten den 
Aufruf des BUND, so weit wie möglich auf Plastik zu ver-
zichten, für falsch und umweltschädlich. (…) 

Der BUND erkläre (…), in Deutschland würden jährlich 
rund zwölf Millionen Tonnen Plastik verbraucht. Damit 
liege unser Land europaweit an der Spitze derjenigen, 
die am meisten Plastikmüll produzierten. Diese Gleich-
setzung von Kunststoffeinsatz und „Plastikmüll“ sei 
jedoch falsch und irreführend. (…) 

Konsumentinnen und Konsumenten sollten, wenn es 
nach dem BUND gehe, wenn möglich zu Produkten ohne 
Verpackungen, in Mehrwegverpackungen aus Glas oder 

zu Verpackungen aus Papier und Karton zu greifen. Das 
jedoch wäre ein schwerer, umweltschädlicher Fehler. 
Studien belegten: Würden Verpackungen aus Kunststoff 
durch solche aus anderen Materialien ersetzt, wäre 
der Energieverbrauch in Europa 2,2-mal höher und es 
würden 2,7-mal so viel Treibhausgase ausgestoßen. Und 
noch immer würden zu viele Lebensmittel verderben, 
auch weil sie unzureichend geschützt sind. Nach Schät-
zungen gingen in den Industrieländern bis zu 30 Prozent 
der Lebensmittel verloren. Mit Verpackungen aus Kunst-
stoff könne die Haltbarkeit von Lebensmitteln deutlich 
besser gewährleistet werden als durch die meisten 
Materialalternativen. (…) 

Quelle: www.recyclingmagazin.de/2018/02/15/kunststofndustrie-kritisiert-plastikfasten (Zugriff 9.10.2020) 

www.recyclingmagazin.de/2018/02/15/kunststoffindustrie-kritisiert-plastikfasten


     

              

  

  
 

  

 

 
 

 

 
 

 

 

 

 

– –F Regeln für Europas Bürgerinnen und Bürger Wie entstehen in der EU Gesetze? 23 

Rollenkarten – Europäisches Parlament F5.1 

Ihr repräsentiert die Die Grünen/Europäische Freie 
Allianz (Grüne/EFA) im Parlament. Zu dieser Gruppe 
gehören aus Deutschland Bündnis 90/Die Grünen sowie 
jeweils ein Vertreter der ÖDP, der Piratenpartei, von Die 
Partei und von Volt Deutschland. Den Vorsitz haben Ska 
Keller (Deutschland) und Philippe Lamberts (Belgien) 
inne. 
Ihr plädiert konsequent für ein Verbot von Plastikarti-
keln, die nicht unbedingt notwendig sind. Deshalb for-
dert ihr auch die Aufnahme weiterer Plastikprodukte 
in den Anhang A. Auch wollt ihr die Hersteller stärker 

zur Verantwortung zwingen. Für Einwegkunststoffar-
tikel, für die es derzeit keine leicht verfügbaren geeig-
neten und nachhaltigeren Alternativen gibt, sollten die 
Mitgliedstaaten entsprechend dem Verursacherprinzip 
auch Vorschriften der erweiterten Herstellerverantwor-
tung einführen, um die notwendigen Kosten der Abfall-
bewirtschaftung und von Reinigungsaktionen zu decken. 
Dasselbe gilt für Kosten von Maßnahmen, mit denen für 
die Vermeidung und Verminderung dieser Art der Ver-
müllung sensibilisiert werden soll. 

Der Artikel 5 (Sanktionen) ist nach eurer Aufassung zu unverbindlich formuliert. 
Ihr versucht eine Verschärfung durch mindestens folgende Ergänzung zu erreichen: 
„Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.“ 

Außerdem fordert ihr einen weiteren neuen Artikel, der die Hersteller verpfichtet, 
sich an den Kosten der Säuberung der Meere zu beteiligen. 

Hintergrundinformationen: 
KUNSTSTOFFABFÄLLE 

Verpackungsmüll in der EU 2015 Einsatz von Kunststofrezyklaten in Deutschland in 2017 

Quelle:  www.tagesschau.de/multimedia/bilder/plastikmuell-
grafken-101.html 

Metall 

Papier 
und 
Karton 

Plastik 

Glas 

Holz 

5  % 

41  % 

19  % 

19  % 

16  % 

Quelle: www.umweltbundesamt.de/daten/ressourcen-abfall/ 
verwertung-entsorgung-ausgewaehlter-abfallarten/kunststofabfaelle 

Politik & Unterricht • 3/4-2020 
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– –24 F Regeln für Europas Bürgerinnen und Bürger Wie entstehen in der EU Gesetze? 

F5.1 Rollenkarten – Europäisches Parlament 

Ihr repräsentiert die Fraktion Renew Europe, ein Zusam-
menschluss von liberalen und zentristischen Parteien im 
Europäischen Parlament. Aus Deutschland sind die FDP 
und die Freien Wähler in dieser Fraktion. Die Fraktion 
wird von Dacian Cioloșn aus Rumänien geleitet. 
Ihr seid gegen strikte Verbote und lehnt deshalb Art. 3 ab. 
Die Verbraucher/-innen würden das als Einschränkung 
ihrer Freiheit empfnden. Die Information der Bevölke-

Ihr beantragt die Streichung von Artikel 3. 

Hintergrundinformationen: 
ÖKONOMEN GEGEN VERBOT 

rung über die Gefährlichkeit von Plastik müsse genügen. 
Die Konsumenten können selbst am besten entschei-
den. Notfalls könnte über Pfandsysteme Müll vermieden 
werden. Außerdem seid ihr gegen weitere Belastungen 
der Kunststoffindustrie, welche deren Konkurrenz-
fähigkeit weiter gefährden würden und damit auch einen 
Arbeitsplatzabbau zur Folge hätten. 

Umweltschützer und Ökonomen sprechen sich gegen 
ein Verbot von Einweggeschirr aus Plastik aus. „Ver-
bote werden wegen mangelnder Akzeptanz in der Breite 
nicht umzusetzen sein“, sagte der Leiter der Abteilung 
Kreislaufwirtschaft bei der Deutschen Umwelthilfe 
(DUH), Thomas Fischer (…). Um Plastikmüll einzudäm-
men, seien fnanzielle Anreize für wiederverwertbare 
Produkte besser – dazu gehören etwa Abgaben oder 
eine Ausweitung des Pfandsystems. (…) 

Die EU-Kommission will im Kampf gegen Plastikmüll 
einem Bericht zufolge Geschirr und Besteck aus Plas-
tik verbieten. Der Verkauf von Gabeln, Messern, Löffeln, 
Strohhalmen und Essstäbchen aus Plastik solle unter-
sagt werden, hatte die „Wirtschaftswoche“ unter Beru-
fung auf einen Richtlinienentwurf berichtet. (...) 

Das marktliberale Centrum für Europäische Politik (cep) 
warnte am Mittwoch, die Kommissionspläne könnten 
„erheblich in die produktgestalterische Freiheit der 
Unternehmen eingreifen“. Regelungen, dass etwa eine 
bestimmte Menge recycelter Kunststoff in Produkten 
verwendet werden muss, könnten die Qualität ver-

Quelle: AFP 

schlechtern. Zudem würde ein Verbot die Wahlfreiheit 
der Verbraucher eingeschränkt. Deshalb plädierte auch 
das cep für fnanzielle Anreizsysteme: Wer auf Plastik 
bestehe, müsse eben mehr zahlen. (…) 

DUH-Experte Fischer forderte, die Herstellung von Ein-
wegverpackungen deutlich zu verteuern. Dafür könn-
ten die Grüne-Punkt-Gebühren für schwer recycelbare 
Produkte deutlich angehoben werden. Diese Gebühren 
müssen Hersteller zahlen, wenn sie am dualen Entsor-
gungssystem teilnehmen wollen. Die Gebühren befän-
den sich derzeit sowieso in einer Abwärtsspirale, weil 
sich die verschiedenen Anbieter zu viel Konkurrenz 
machten, sagte Fischer. Auch eine Abgabe auf Einweg-
verpackungen ist denkbar, die Einnahmen würden dann 
für eine bessere Entsorgung und Wiederverwertung des 
Abfalls genutzt. 

Rolf Buschmann vom Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) fordert, eine solche Abgabe nicht 
nur auf Plastik, sondern auf alle Einwegverpackungen 
zu erheben – Aludosen beispielsweise. (…) 
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Rollenkarten – Europäisches Parlament F5.1 

Ihr repräsentiert die Fraktion Identität und Demokra- in  Umweltfragen  ab  und  betont  die  Eigenständigkeit  der 
Nationalstaaten.  Jeder  soll  sich  um  die  Probleme  im 
eigenen  Land  kümmern.  „Grüne  Politik“,  die  den  Umwelt
schutz  und  Nachhaltigkeit  in  den  Vordergrund  stellt,  ist 
schädlich  für  die  Wirtschaft  und  die  Bürger  und  Bürge
rinnen.  

tie (I&D) im Europäischen Parlament. Zu dieser Gruppe 
gehört aus Deutschland die AfD. Fraktionsvorsitzender -
ist Marco Zanni (Lega) aus Italien. 
Ihr  versteht  euch  als  die  „wahre“  Opposition  im  Parla
ment.  Eigentlich  lehnt  ihr  die  europäische  Zuständigkeit 

- -

Beantragt die Nichtbefassung mit dem kompletten Entwurf. 
Lehnt in den Verhandlungen den Vorschlag der Kommission konsequent ab! 

Hintergrundinformationen: 
UMWELTPOLITISCHE POSITION DER AFD 

(…) Doch Wohlstand und Natur sind heute massiv gefähr-
det durch eine Grüne Politik, der sich alle etablier-
ten Parteien unterschiedslos verschrieben haben. Auf 
Grundlage der nicht bewiesenen Hypothese eines allein 
menschengemachten Klimawandels wird unsere Indus-
trie planwirtschaftlich umgebaut, gewachsene Kultur- 
und Naturlandschaften werden rücksichtslos zerstört 
sowie unsere Freiheiten beschnitten. Dieser radikale 
Umbau unserer Heimat wird das Klima der Welt nicht 

Quelle: www.afd.de/umwelt/ (Zugriff 18.11.2020) 

ändern, aber unsere sowie die Zukunft unserer Kinder 
massiv beeinflussen. (…) 

Die AfD setzt den Grünen Einheitsparteien ein Umwelt-
programm des Maßhaltens und der Vernunft entgegen: 
(…) 
Förderung eines verantwortungsvollen Umgangs mit 
Plastik-Abfall in Entwicklungsländern 
(…) 

Politik & Unterricht • 3/4-2020 
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Politik & Unterricht • 3/4-2020      

              

    

 
   

 
 

 

 
 

 
 

  
 

 

 

 
 

 
 

 

 

– –26 F Regeln für Europas Bürgerinnen und Bürger Wie entstehen in der EU Gesetze? 

C4F5.1 Rollenkarten – Europäisches Parlament 

Ihr repräsentiert die Fraktion der Progressiven Allianz 
der Sozialdemokraten (S&D) im Europäischen Parla-
ment. Zu dieser Fraktion gehört aus Deutschland die 
SPD. Die Fraktionsvorsitzende ist Iratxe García Pérez 
aus Spanien. 
Im Konflikt zwischen Ökonomie und Umweltschutz 
stehen für euch die Interessen der Arbeitnehmer/-innen 
im Vordergrund. Belastungen durch Umweltschutzmaß-
nahmen müssen für sozial Benachteiligte auf jeden Fall 

vermieden werden. Ihr wollt die Hersteller stärker in die 
Verantwortung nehmen. Ganz grundsätzlich setzt ihr 
euch für eine „Ölsteuer“ ein, die nach eurer Auffassung 
das Problem umfassender lösen würde. Alles andere 
sei Symbolpolitik, die wirkungslos bliebe. Allerdings ist 
euch bewusst, dass diese Steuer wohl erst in Zukunft 
durchgesetzt werden kann. Deshalb seid ihr für den vor-
liegenden Entwurf der Kommission. 

Ihr unterstützt in den Verhandlungen den Entwurf in der vorliegenden Fassung ohne Änderungen. 
Formuliert ergänzend einen Antrag, der die EU-Kommission verpfichtet, 
die Vor- und Nachteile einer „Ölsteuer“ zu prüfen, 
um in der Zukunft noch wirksamere Mittel zur Plastikvermeidung zu beschließen. 

Hintergrundinformationen: 

Auszug aus einem Interview mit Jyrki Katainen, der zwi-
schen 2014 und 2019 EU-Kommissar für Arbeitsplätze, 

KATAINEN: WIR MÜSSEN DEN PLASTIKMARKT VERÄNDERN 

Wachstum, Investitionen und Wettbewerbsfähigkeit und 
zugleich Vizepräsident der Kommission war. 

„Die Europäische Kommission denkt über fnanzielle allen voran die Frage: Wer muss diese Steuer zahlen – 
der Kunststoffhersteller,  der Verbraucher oder beide? 
Man könnte auch fragen,  ob es nicht sinnvoller wäre,  
eine EU-weite Ölsteuer einzuführen,  dann wäre die Steu
erbasis sogar noch breiter.  Aber wie bei den meisten 
Steuern gilt: Das ist Sache der Mitgliedstaaten und es 
wird sehr schwierig,  solche Vorschläge durchzubringen.  
Denn dafür bräuchte man Einstimmigkeit im Europä
ischen Rat. (…) 

Anreize zur Steigerung der Nachfrage nach recycel-
tem Plastik nach“, sagt Jyrki Katainen im Interview mit 
EURACTIV. (…) -
„Wir denken über unterschiedliche fnanzielle Anreize 
nach.  Ich kann noch nicht versprechen,  dass wir gut 
funktionierende Anreize fnden werden.  Einige Leute 
bringen zum Beispiel eine Plastiksteuer ins Spiel.  Aber 
es gibt noch viele Punkte,  die geklärt werden müssen,  

-

Quelle: www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/interview/katainen-wir-muessen-den-plastikmarkt-veraendern/ (Zugriff am 17.11.2020) 

www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/interview/katainen-wir-muessen-den-plastikmarkt-veraendern
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Rollenkarten – Ministerrat F5.2 

Ihr seid die Vertreter/-innen der Regierung Deutsch-
lands im Rat der Umweltminister der Europäischen 
Union. Einerseits seid ihr für umfassende Regelungen 
im Umweltschutz, befürchtet aber als größte Export-
nation in der EU Nachteile für Maschinenbauer und die 
Kunststofndustrie. Deshalb versucht ihr Belastungen 
für die Industrie zu vermeiden, zumal Europa nicht der 
Hauptverursacher des Müllproblems ist. Um den von der 
Richtlinie betroffenen Unternehmen mehr Zeit zu ver-

Deutschland 

schaffen, plädiert ihr für eine Änderung von Artikel 6 und 
fordert längere Fristen bei der Umsetzung der Richtlinie. 
Ansonsten befürchtet ihr schwere Schäden für die Wirt-
schaft und Arbeitsplatzverluste. Traditionell versucht ihr 
im Vorfeld von Entscheidungen Kompromisse mit Frank-
reich zu erreichen, um durchsetzungsstärker zu sein. 
Auch finanzielle Unterstützung aus dem EU-Haushalt 
könnte nach eurer Auffassung gewährt werden für Staa-
ten, die in wirtschaftlichen Schwierigkeiten stecken. 

Ihr plädiert für eine Änderung des Artikel 6. Formuliert einen Antrag, 
der längere Fristen bei der Umsetzung fordert. 

Hintergrundinformationen Bundesumweltministerium: 
UNSERE POLITIK FÜR WENIGER PLASTIKMÜLL 

(…) 
Der unkontrollierte Eintrag von Plastik in die Meere ist 
ein Umweltproblem weltweiten Ausmaßes. Größere 
Plastikteile wie Verpackungsabfälle werden vor allem 
Tieren wie Seevögeln zum Verhängnis, die sich darin 
verheddern können. Kleinere Plastikteile werden mit 
Nahrung verwechselt. Das Bundesumweltministerium 
setzt sich auf internationaler Ebene, zum Beispiel im 
Rahmen von G7 und G20, dafür ein, den Eintrag von Plas-
tikabfällen in den Weltmeeren drastisch zu senken. Zehn 

Quelle: www.bmu.de/wenigeristmehr (Zugriff am 17.11.2020) 

Flüsse weltweit tragen rund 90 Prozent des insgesamt 
durch Flüsse in die Weltmeere gelangenden Plastik-
mülls ein. Insbesondere die an diesen Flüssen angren-
zenden Staaten sollen dabei unterstützt werden, eine 
umweltfreundliche Entsorgung von Plastikabfällen in 
diesen Regionen aufbauen zu können. Darum stellt das 
Bundesumweltministerium aus dem Energie- und Kli-
mafonds der Bundesregierung insgesamt 50 Millionen 
Euro über fünf Jahre für den Export von Technologien 
gegen die Vermüllung der Meere zur Verfügung. 

Politik & Unterricht • 3/4-2020 
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F5.2 Rollenkarten – Ministerrat 

Ihr seid die Vertreter/-innen der Regierung Frankreichs 
im Rat der Umweltminister der Europäischen Union. Als 
Land mit Küsten an Mittelmeer und Atlantik ist Frank-
reich von an den Küsten angespülten Abfällen und Plas-
tikmüll besonders stark betroffen. Die Kosten für die 
Müllbeseitigung steigen beständig. Deshalb plädiert 
ihr für eine strikte Umsetzung der Richtlinie, und zwar 
möglichst schnell. Ein weiterer Schwerpunkt eurer Müll-

Formuliert einen Antrag, der die Hersteller verpfichtet, 
sich an den Kosten der Müllbeseitigung zu beteiligen 

Hintergrundinformationen: 
FRANKREICH SAGT DEM PLASTIK DEN KAMPF AN 

Frankreich 

vermeidungspolitik sind hohe Steuern auf nicht recycel-
bare Produkte, um so eine Steuerung des Marktes hin zu 
umweltfreundlichen Produkten zu erreichen. Um über-
haupt Lösungen im Ministerrat zu ermöglichen, arbeitet 
ihr traditionell eng mit Deutschland zusammen und ver-
sucht schon im Vorfeld einen Kompromiss mit den deut-
schen Vertretern/-innen zu finden. 

(…) 
Ein Signal an die Industrie 
„Wenn morgen jemand zwischen zwei Flaschen wählen 
kann, die eine aus recyceltem Plastik, die andere nicht, 
dann wird die zweite teurer sein“, das verkündete am 
11. August Brune Poirson, Staatssekretärin beim fran-
zösischen Umweltministerium. Die Regierung will ein 
Bonus-Malus-System einführen, das für Kunststoffpro-
dukte bis 2019 eine Preissteigerung vorsieht, die bis zu 
10% gehen kann. „Dieses System gab es bereits, doch 
bis jetzt waren die Beträge zu niedrig, um einen echten 
Anreiz zu bieten“, erklärt Marine Foulon von Zero Waste 
France. Für die NGO ist die Ankündigung der Regierung 
ermutigend, denn sie könnte die Industrie dazu veran-
lassen, ihr Verhalten zu ändern. 

100% recycelbare Kunststofe 
Ein weiterer wegweisender Schritt wurde Anfang 
August verkündet: Bis 2025 sollen 100% der Kunststoffe 
recycelbar sein. „Das erscheint mir in so kurzer Zeit 
schwer realisierbar“, meint Jules Coignard, Mitbegrün-
der des Unternehmens Circul’R. Denn damit 100% der 
Kunststoffe wiederverwertet werden können, müssen 
diese zuerst einmal zu 100% wiederverwertbar sein. Im 
Moment ist es aber so, dass die Materialien meist aus 
Mischungen verschiedener Kunststoffe stammen. „Die 
einzige Möglichkeit sie loszuwerden ist, sie zu vergraben 
oder zu verbrennen“, erklärt Jules Coignard. „Es muss 
also die Zusammensetzung aller gegenwärtig auf dem 
Markt befindlichen Kunststoffe verändert werden, wenn 
diese Ziele erreicht werden sollen.“ (…) 

Quelle: www.arte.tv/de/articles/frankreich-sagt-dem-plastik-den-krieg (Zugriff am 16.10.2020) 

www.arte.tv/de/articles/frankreich-sagt-dem-plastik-den-krieg
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Rollenkarten – Ministerrat F5.2 

Italien 

Ihr seid die Vertreter/-innen Italiens im Rat der Umwelt- aus  den  Jahren  2007/2008  ist  Italien  stark  verschuldet 
und  kann  die  entstehenden  Kosten  nicht  aufbringen.  Ihr 
seid  der  Meinung,  dass  die  aus  dem  Entwurf  entstehen
den  Kosten  von  der  EU  getragen  werden  sollen.  Dies 
wäre  ein  gutes  Zeichen  europäischer  Solidarität. 

minister der Europäischen Union. Die Tourismusbranche 
ist ein bedeutender Wirtschaftsfaktor Italiens. In den -
letzten Jahren sind die Aufwendungen für die Müllbesei-
tigung immer stärker gestiegen. Von daher habt ihr ein 
großes Interesse an Verboten. Aufgrund der Finanzkrise 

Ihr drängt darauf, dass so viel wie möglich verboten wird 
und die Hersteller stärker an den Kosten der Sammlung des Mülls und der Müllbeseitigung beteiligt werden. 
Formuliert hierzu einen entsprechenden Antrag. 

Hintergrundinformationen: 

Staatsverschuldung Italiens 
Für das Jahr 2020 wird mit einer Höhe der Staatsver-
schuldung in Italien von ca. 2,4 Billionen EUR gerech-
net. Damit hat sich der Schuldenstand des Landes um 
über 70 Prozent innerhalb der letzten zehn Jahr erhöht. 
Italien hat weltweit eine der höchsten Staatsschulden-
quoten (Schulden im Verhältnis zur jährlichen Wirt-
schaftsleistung). Sie liegt bei etwa 135 Prozent. In der 
Europäischen Union hat nur Griechenland eine noch 
höhere Staatsschuldenquote. Dort beträgt sie etwa 179 
Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung. (Autorentext) 

Quelle: WWF Deutschland (Hrsg.) (2019): Stoppt die Plastikflut. 

Tourismus in der Verantwortung 
Auch die Tourismusbranche ist Opfer der Plastikmüll-
flut, wenn zum Beispiel Strände und Gewässer gereinigt 
werden müssen oder die Touristen wegen der Ver-
schmutzungen fernbleiben. Gleichzeitig tragen Touris-
musbetriebe als Abfallverursacher, insbesondere von 
Plastikmüll, auch eine besondere Verantwortung. 
Neben einem besseren Abfallmanagement in den jewei-
ligen Regionen sind müllvermeidende Maßnahmen im 
Hotelgewerbe dringend notwendig. Dazu gehört zum 
Beispiel, auf Einwegverpackungen und -produkte aus 
Plastik zu verzichten. Weniger verwendetes Plastik 
bedeutet weniger weggeworfenes Plastik! Dadurch kann 
die Branche einen Beitrag dazu leisten, das Problem 
mangelhafter Entsorgungsstrukturen zu entschärfen. 
Sinnvolle Vermeidungsmaßnahmen im Hotelgewerbe 
leisten einen direkten und konkreten Beitrag gegen die 
Verschmutzung der Meere. (…) 

Wirksame Maßnahmen zur Vermeidung von Einwegplastik und Verpackung im Hotel, S. 7. 
online unter: www.wwf.de/fleadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Plastikstudie-Hotelma%c3%9fnahmen.pdf 

Politik & Unterricht • 3/4-2020 

www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Plastikstudie-Hotelma%c3%9fnahmen.pdf


Politik & Unterricht • 3/4-2020      

              

        
        
     

       
       

      

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 

 

 
 

 

   

– –30 F Regeln für Europas Bürgerinnen und Bürger Wie entstehen in der EU Gesetze? 

F5.2 Rollenkarten – Ministerrat 

Polen 

Ihr seid die Vertreter/-innen Polens im Rat der Umwelt- Polen  nicht  umsetzbar.  Außerdem  seid  ihr  der  Meinung,  
dass  die  Nationalstaaten  die  Probleme,  die  sie  haben,  
selbst  lösen  sollen  und  können,  z.  B.  durch  Vorgaben  zum 
Recyceln  und  Einführung  von  Pfandsystemen.  An  den 
Küsten  der  Ostsee  ist  verhältnismäßig  wenig  Plastikmüll 
zu  fnden.  Damit  kommt  Polen  alleine  klar. 

minister der EU. Polen steckt durch den geplanten Kohle-
ausstieg schon jetzt in wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
und befürchtet durch die Richtlinie weitere hohe zusätz-
liche Kosten durch Vorgaben der EU. Ohne zukünftige 
zusätzliche fnanzielle Unterstützung ist die Richtlinie für 

Beantragt, dass die Europäische Kommission damit beauftragt wird, 
das Thema im Namen der Europäischen Union auf Ebene der Vereinten Nationen (UNO) zu behandeln, 
um zuerst für die Regionen, wo am meisten Plastikmüll in den Meeren treibt, eine Lösung zu fnden. 

Hintergrundinformationen: 
DER TAGESSPIEGEL VOM 18. OKTOBER 2019 
„STREIT UM EU-GELDER: KLIMANEUTRALITÄT? POLEN WILL MEHR GELD“ VON FRÉDÉRIC SIMON 

Für einen Ausstieg aus der Kohleenergie braucht es 
mehr fnanzielle Unterstützung. Diese Forderung vertritt 
die polnische Regierung auf dem EU-Gipfel. 
Um das Ziel der Klimaneutralität zu erreichen, seien 
„deutlich höhere“ Mittel erforderlich als diejenigen, die 
derzeit im Entwurf für den künftigen EU-Finanzrah-
men zwischen 2021 und 2027 angeboten werden. Dies 
erklärte die polnische Regierung in einem Memo, das 
zum EU-Gipfel in Brüssel verbreitet wurde. Die polni-
schen Forderungen werden in einem „Non-Paper“ fest-
gehalten, das an die Staats- und Regierungschefs der EU 
verteilt wurde. 

Polen war eines von vier EU-Ländern, die beim letzten 
EU-Gipfel im Juni ein Abkommen über Netto-Null-Emis-
sionen blockiert hatten. Warschau hat seine zukünftige 
Unterstützung für das Klimaziel 2050 nun eindeutig mit 
den Budgetverhandlungen verknüpft. Ambitioniertere 
Ziele der EU würden auch „neue Instrumente, einschließ-
lich Finanzinstrumente“ erfordern, um eine Wende „hin 
zu einer klimaneutralen Wirtschaft wirksam zu unter-
stützen“, heißt es in dem Memo, das EurActiv vorliegt. (…) 

Quelle: www.tagesspiegel.de/politik/streit-um-eu-gelder-klimaneutralitaet-polen-will-mehr-geld/25130318.html 
© Tagesspiegel 

www.tagesspiegel.de/politik/streit-um-eu-gelder-klimaneutralitaet-polen-will-mehr-geld/25130318.html
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Rollenkarten – Ministerrat F5.2 

Schweden 

Ihr  seid  die  Vertreter/-innen  Schwedens  im  Rat  der 
Umweltminister  der  Europäischen  Union.  In  Schweden 
ist  Umweltschutz  in  der  Gesellschaft  hoch  angesehen.  

Außerdem zählt Schweden zu den wirtschaftlich stärks-
ten Nationen. Ihr unterstützt den Entwurf und könnt euch 
sogar Verschärfungen vorstellen. 

Ihr beantragt die Aufnahme weiterer Produkte in den Anhang A 
wie zum Beispiel Plastikbecher, Kapseln für Kafeeautomaten und Filter von Zigaretten. 
Weiterhin beantragt ihr, in einem Zusatz zur Richtlinie, 
dass der EU-Kommission der Auftrag erteilt wird, ein europäisches wissenschaftliches Institut zu gründen, 
das umweltfreundliche Alternativen zum Kunststof erforschen soll. 

Hintergrundinformationen: 
SCHWEDEN WILL BEIM PLASTIKVERBOT WEITERGEHEN ALS DIE EU (www.nordisch.info) 

(…) 
Die Links-Grüne Regierung Schwedens und die konser-
vativen und liberalen Oppositionsparteien im Reichstag 
haben sich darauf geeinigt zu prüfen, wie das Plastik-
verbot ausgeweitet werden könne. Das berichtet heute 
Sveriges Radio. 
(…) 
Die EU verbietet ab 2021 den Verkauf von Einwegbesteck 
aus Kunststoff (Gabeln, Messer, Löffel und Essstäbchen), 
Einweg-Plastikteller, Strohhalme aus Plastik, Watte-
stäbchen aus Kunststoff, Haltestäbe für Luftballons, 
Fast-Food-Behälter aus expandiertem Polystyrol sowie 
Produkte aus oxo-abbaubaren Materialien wie Beutel 
oder Verpackungen, weil das Material in Mikroplas-
tik zerfällt und Umwelt und Gesundheit belastet. Doch 
Schweden will beim Plastikverbot einen Schritt weiter-
gehen und auch andere Produkte aus Plastik verbieten. 
Darunter Plastikbecher und andere Teile, die oft als 
Plastikmüll an Schwedens Stränden landen. 

Die schwedische Umweltministerin Isabella Lövin sagte 
gegenüber dem Radiosender: „Wir alle wissen, dass der 
Zustand nicht haltbar ist, in dem ein Material, das Hun-
derte von Jahren hält und in der Natur nicht abbaubar 
ist, ein einziges Mal verwendet und dann weggeworfen 
wird. Wir müssen ein neues System fnden, das nach-
haltig ist.“ 
Die Regierung will Optionen prüfen,  wie beispiels
weise die Aufforderung der Restaurants und Geschäfte,  

-

Lebensmittel in von Kunden mitgebrachten Behältern zu 
verpacken, oder eine Art Pfandsystem für Plastikbehäl-
ter einzuführen. 
Die derzeitigen Kunststoffprodukte müssten durch 
andere Materialien, wie Papier, ersetzt werden, sagte die 
Ministerin weiter. Einweg-Kunststoffhersteller müssten 
sich Alternativen überlegen und diese entwickeln. 
Die Regierung will auch die Verwendung von Mikro-
plastik in Kunstrasen und ähnlichen Kunststoffen ein-
schränken. (…) 

Quelle: www.nordisch.info/schweden/will-beim-plastikverbot-weitergehen-als-die-eu/ (Zugriff am 16.10.2020) 
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F8 Ereigniskarten 

1 2 Appelliert: Ohne einen Kompromiss 
scheitert die komplette Richtlinie. 

3 4 Ihr erfahrt: Die Umweltorganisation 
hat gerade eine Statistik veröfent
licht, dass die Verschmutzung der 
Meere nochmals deutlich zugenom
men hat. 

-

-

6 Ihr erfahrt:  Wieder kam es zu einem 
großen Walsterben. Forscher ver
muten die Vermüllung der Meere als 
Ursache. 

-

5 Ihr erfahrt: Zum ersten Mal hat ein 
Wissenschaftler Rückstände von 
Mikroplastik im menschlichen Körper 
nachgewiesen. 

87 Bietet an: einen finanziellen Ausgleich Ihr erfahrt: Der Hersteller von 
Plastikartikeln in eurem Land ist Welt-
marktführer. Produktionsbeschrän-
kungen würden 8000 Arbeitsplätze 
gefährden. Das würde sich auch auf 
die Staatseinnahmen auswirken. 

Argumentiert: Wenn ihr uns in dieser 
Frage der _________________ nicht 
entgegenkommt, bekommen wir keine 
Mehrheit und die Richtlinie kann nicht 
verabschiedet werden. 

Schlagt vor: Wir könnten euch in der 
Frage der ____________ unterstützen, 
dann solltet ihr uns aber ____________ 
entgegenkommen. 

Politik & Unterricht • 3/4-2020 
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